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Der 3„ Senat des Bundessozialgeriehts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom 150 Oktober 1968 durch

Senatspräsident Dr° L a n g k e i t

_ .
—Vorsitzender-a

Bundesrichter ‘ Dr„ K r e b s und

“Bundesrichter ' ' Schroeder—Printzen„

Bundessozialrichter Dr° S c h u p p und

Bundessozialrichter Z 0 l l e n k o p f ’

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen vom 22° März 1966 wird zu—

rückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Das am 23„ August 1961 geborene Kind Elke des bei der be-
klagten Krankenkasse versicherten Ernst—August D; wurde

auf Kosten der Beklagten vom 25„ Juni bis zum log August

1963 wegen "Dysplasie der oberen Extremitäten mit fehlen-
dem Daumen beiderseits, Synostoéiß! radio ulnaris beider-

seits und Dysplasie des Ellenbogengelenks" in der Ortho-

pädischen Klinik des DRK—Krankenhauses "Seepark" der Kran«

kenanstalten Wesermünde stationär behandelt° Am 8° August
1965 teilte die Klinik der Beklagten mit, daß die Mutter

des Kindes am 5„ August 1964 zum Erlernen der Übungsbehandw

lung in die Orthopädische Klinikanfgenommen werden sei‚

und bat um Abgabe einer Kostengarantieo Die Beklagte lehnte

dies mit der Begründung ab‚ eine Mütterschulung gehöre '”
nicht zu den durch Gesetz oder Satzung vorgesehenen Kassenu

leistungen„ Daraufhin übernahmder Kläger als Sozialhilfe-
träger die umstrittenen Kosten und machte am 249 Januar

1964 bei der Beklagten einen entsprechenden Ersatzanspruch
geltend, da nach seiner Meinung der‚Heilerfölg der ärzt—

lichen Behandlung des Kindes ohne die Unterweisung der

Mutter und die erst dadurch ermöglichte Fortsetzung der

Übungsbehandlung durch die Mutter unvollständig geblieben

wäre° Die Beklagte lehnte die_Eorderung am 60 Februar 1964

ab°

Die Klage auf Zahlung von 84,60 DMhat das Sozialgericht.

(SG) durch Urteil vom 15° September 1965 abgewieseno Das

Landessozialgericht (LSG) hat die — zugelassene —Berufung

des Klägers durch Urteil vom 22„ März 1966 zurückgewiesen°

In seinen Entscheidungsgründen hat es ausgeführt: Die Ein—

berufung der Frau D ins Krankenhaus sei zur Ausbildung

und nicht zur therapeutischen-Verrichtung an ihrem kranken

Kind erfolgt° An dieser Beurteilung könnte auch die Tat»

sache nichts ändern, daß die Ausbildung darin bestanden

...}-
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habe, eine Übungsbehandlung am eigenen Kind zu erlernen‚

deren Ausführung für die gesundheitliche Weiterentwick—

lung des Kindes wesentlich gewesen sei° Deshalb—könne

die Aufnahme der Mutter nicht der Krankenhauspflege des

Kindes zugerechnet werden„ Unerheblich sei demgegenüber,

daß die Fortsetzung der im Krankenhaus erlernten Übungs—

behandlung durch die Mutter für die gesundheitliche Wei-

terentwicklung des Kindes entscheidend gewesen sei° Im

übrigen umfaßten die Leistungspflichten der gesetzlichen

Krankenkasse im Bereich der Krankenpflege grundsätzlich

nur die Sachleistung bzw„ ihre Vergütung, nicht aber die

bei der qualifizierten Sachleistung vorausgesetzte Aus-

bildung und deren Kosten° Das LSG hat die Revision zuge—

lassen° _

Der Kläger hat gegen dieses Urteil Revision eingelegt„ Er

meint, das LSG habe den Sinn der Mütterschulung verkannt‚

wenn es diese von der Heilbehandlung des Kindes trenne und

auf dieser theoretischen Trennung seine Entscheidung aufn

bauea Der Erfolg der im Krankenhaus durchgeführten Heil-

maßnahmen Werde nur durch eine weitere Behandlung nach.

der Entlassung aus dem Krankenhaus gesichert° Dabei sei

es im Interesse der seelischen Entwicklung der durch die

Natur ihrer Erkrankung von gesunden Ge5pielen abgesonder-

ten Kinder erforderlich, sie möglichst in der Familie auf—

wachsen zu lassen„ Zu einer umfassenden Heilbehandlung von

Dysmclie—Kindern gehöre es deshalb, während der stationären

Behandlung der Kinder stationäre Mütterschulungen durchzu-

führen„ die sich insbesondere auf die Unterweisung in Be—

schäftigungstherapie und Krankengymnastik‚ auf den Gebrauch

der Prothesen und die Unterweisung in der Werkstatt wegen
der technischen Dinge erstreckten„ Vor allem bei einerv

prothetischen Versorgung sei es notwendig, der Mutter die

funktionellen Möglichkeiten und die konkrete Bedienung,

der_Prothesen aufzuzeigen° Nur wenn das Kind auch zu

Hause die Prothesen ständig benutzen d.‚ho dazu angehalten
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werde, könne es mit der Zeit in die Lage kommen‚ diese Ge-

brauchsmöglichkeiten voll auszuschöpfen°

Der Kläger beantragt,

die Urteile des LSG Niedersachsen vom 220 März

1966 und des SG Hannover vom 15„ September
1965 aufzuheben und die Beklagte zu verurtei«
len, dem Kläger an Kosten stationärer Mütter—

schulung der Ehefrau Irene D. 8%„6o DM zu
erstatten°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Die Revision ist nicht begründeto

Der Kläger als Sozialhilfeträger kann nach 55 1531 ff der

Reichsversicherungsordnung (RVG) Von der beklagten Krankenw

kasse keinen Ersatz für die aus Anlaß der Ausbildung der

Frau D .entstandenen Krankenhauskosten verlangen‚ weil

diese ihrerseits keinen Anspruch gegen die Krankenkasse

auf Übernahmedieser Kosten hatten,

Die Aufnahme der Mutter des Kindes in das Krankenhaus er«

folgte nicht, um ihr selbst Krankenhauspflege zuteil wer—
den zu lassen° Sie diente auch nicht dazu, die Krankenm

hausbehandlung des Kindes erst durchführen zu könncna Dies

wäre z„B° dann geschehen, wenn die Mutter zur Stillung und

Wartung ihres neu geborenen erkrankten Kindes mit in das

Krankenhaus hätte aufgenommen werden müssen (vglu Schreiben

des früheren Réichsarbeitsministers vom 2„ März und 25°

Mai 1943, AN'D43, b6 und 231)„ Nach den Feststellungen des

LSG war aber die Anwesenhbéßt der Mutter im Krankenhaus

zur Betreuung des Kindes nicht notwendig„ Vielmehr sollte
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die Mutter für einen bestimmten Zweck ausgebildet werden;

sie sollte nach der Entlassung des Kindes aus dem Kran-

kenhaus die bisher dort durchgeführte Übungsbehandlung

selbst anleiten und überwachen können° Bei dieser (spä—

teren) Übungsbehandlung handelt es sich nicht um eine
Leistung der Krankenhilfe; denn sie ist weder in der RVO

vorgesehen (vgl° @ 182 EVO), noch gehört sie sinngemäß

dorthino

Leistungen, die nicht zu dem in der BVG abgesteckten

Rahmen der Krankenhilfe gehören, können aber Vor» oder

Nebenleistungen sein;sie können dann Verpflichtungen

der Krankenkasse begründen, wenn ohne sie eine vom Träger

der Krankenversicherung geschuldete Leistung nicht er-

bracht werden könnte° Deshalb ist zoB° der Transport eines

Kranken zum und vom Krankenhaus von der Krankenkasse zu

entschädigen, weil ohne diesen Transport die — geschuldete „
Krankenhausbehandlung nicht durchgeführt werden könnte

(vgl° Urteil des BSG vom 16° Dezember 1965„802R EVO 5 184

Nr° 5)° Im vorliegenden Falle ist daher für die Beurteilung,

ob die Beklagte die Kosten für die Ausbildung der Mutter

zuiragen hat, entscheidend, ob die aufgrund dieser Ausbil-

dung im Kreise der Familie später durchzuführende Übungs—

behandlung eine von der Beklagten zu erbringende Leistung

ist, weil nur dann auch die Ausbildung der Mutter als vor—

bereitende Maßnahme von der Beklagten zu tragen wäre,

Die spätere Übungsbehandlung ist aber keine Leistung der

Krankenkasse, sondern eine selbstverantwortliche Eigen-

leistung der Familie genau wie die Pflege, die eine

Mutter ihrem erkrankten Kind zu Hause zukommen läßt,

Denn es gehört zu den Pflichten eines Versicherten und
_

seiner Familienangehörigen, das in ihren Kräften stehende

Zumutbare zu tun, um neben den vorgesehenen Leistungen

der Krankenkasse zur Behebung ihres eigenen Krankheits—
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zustandes oder des ihrer Angehörigen beizutragen° Dazu ge»
hört nicht nur die übliche Betreuung des Kranken zu Hause„

sondern auch die hier vorgesehene Übungsbehandlung des

Kindes durch die Mutter„ Wie diese selbst begründet daher

auch die Ausbildung der Mutter zu ihrer Überwachung keinen

Anspruch gegen die Krankenkasse° Die Revision muß daher

zurückgewiesen werden„ "

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgericht8w

geset2es°
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